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Landeschronik von Appenzell I. Rh.
für das Jahr 1991

Von Walter Koller, Haslen

Allgemeines

Das Jahr stand ganz im Zeichen des Jubiläums 700 Jahre Eidgenossenschaft.

So wurden viele Aktivitäten entwickelt, aber auch manches, das
ohnehin vorgesehen war, wurde in den Rahmen des Jubiläums gestellt. Im
übrigen war es ein Jahr der Fragen nach der Bewältigung der Zukunft. Die
Beziehung der Schweiz zu Europa war ein Thema. Dabei ging es um die
Frage nach einem Beitritt der Schweiz zum Europäischen Wirtschaftsraum
(EWR), zur Europäischen Gemeinschaft (EG), oder ob die Schweiz den
Alleingang wagen soll. Vorab in der Landwirtschaft ist eine Unsicherheit
ob den Auswirkungen des einen oder anderen Weges eingetreten. Im Kanton

gab sich der Bauernverband ein neues, einheitliches Erscheinungsbild,
um nach aussen Geschlossenheit und Entschlossenheit zu dokumentieren
und nach innen die Mitglieder zum Zusammenhalt zu animieren und
ihnen Mut für die Zukunft zu geben. Zur Diskussion gestellt wurden im
Kanton auch die politischen Strukturen. Eine Kommission des Grossen
Rates erarbeitete Vorschläge, die in zwei Richtungen zielten: Ein Vorschlag
sah mehr eine föderalistische Lösung vor, mit vermehrter Aufgaben-Zuweisung

an die Bezirke, ein anderer mehr eine zentralistische Auf
gabenbewältigung mit einem Zusammenschluss aller Bezirke des Innern Landes
zur Gemeinde Appenzell. Ein Entscheid, in welcher Richtung die Lösung
zu suchen ist, wurde noch nicht gefällt. Die Frauen suchten nach der
Einführung des Frauenstimm- und -Wahlrechtes nach einer Plattform zur
politischen Arbeit: Ein Frauenforum wurde gebildet. Die Standeskommission

legte dem Grossen Rat ein Papier vor mit Perspektiven für die Jahre
1992-95.

Die Fragen nach der Zukunftsbewältigung bekamen zusätzlich Auftrieb
durch die weltpolitische Entwicklung. Dunkelhäutige Asylanten prägten
vermehrt das Dorfbild. Nachdem der Dachstock im Bürgerheim für die
Unterbringung nicht mehr ausreichte, wurde der Landgasthof Mettlen in
ein Asylantenheim umgewandelt. Ende Jahr lebten 93 Asylanten im Kanton.

Eigentliche Probleme im Zusammenleben mit der einheimischen
Bevölkerung gab es deswegen nicht, wenn auch diese Flüchtlinge längst nicht
überall auf Verständnis stiessen.
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Eidgenössische Abstimmungen

Die Stimmberechtigten wurden zweimal zu eidgenössischen Abstimmungen

an die Urne gerufen. Dabei hatten sie insgesamt über vier Vorlagen

zu befinden:
3. März: Volksinitiative vom 24. Februar 1986 «zur Förderung des

öffentlichen Verkehrs», 707 Ja, 2499 Nein. - Bundesbeschluss vom 5. Oktober

1990 über die Herabsetzung des Stimm- und Wahlrechtsalters auf 18

Jahre, 2059 Ja, 1173 Nein. Die Stimmbeteiligung betrug 35 %. 2. Juni:
Änderung des Militärstrafgesetzes vom 5. Oktober 1990,1813 Ja, 1040 Nein.
- Bundesbeschluss vom 14. Dezember 1990 über die Neuordnung der
Bundesfinanzen, 1367 Ja, 1482 Nein. Stimmbeteiligung 29,8 %. Die
Abstimmungsresultate in Innerrhoden entsprachen allesamt den Ergebnissen
auf gesamtschweizerischer Ebene.

Am 20. Oktober fanden die Nationalratswahlen für die Amtsdauer
1991-1995 statt. Wiedergewählt wurde lic. iur. Rolf Engler, Steinegg. Er
erhielt 2556 Stimmen. Für seinen, vom kantonalen Gewerbeverband und
dem Handels- und Industrieverband unterstützten, Gegenkandidaten Dr.
Arthur Löpfe, Steinegg, wurden 1192 Stimmen abgegeben, während 49
Stimmen auf verschiedene Kandidaten entfielen. Die CVP Appenzell I. Rh.
hatte für den Wahlgang Stimmfreigabe beschlossen. Rolf Engler ist wohl
Mitglied der CVP Schweiz, nicht aber der Ortspartei. Hier gehört er der
Gruppe für Innerrhoden an. Unterstützt wurde Engler ferner vom kantonalen

Bauernverband und der Arbeitnehmervereinigung. Dass einem
wiederkandidierenden Amtsträger ein Gegenkandidat gegenübergestellt wurde,

bedeutete für Innerrhoden ein Novum.

Beziehungen zum Bunde

Im Berichtsjahr nahm die Standeskommission zu 46 (im Vorjahr 56)
Begehren, Kreisschreiben und Entwürfen von gesetzlichen Erlassen der
Bundesbehörden, Departemente und Bundesämter Stellung. Dabei ging es im
wesentlichen um folgende Themenkreise: Landwirtschaft, Schutz der
Alpen und der Flachmoore, Tierschutz, Ausländerzahl-Begrenzung und
Asylantenwesen, Gleichstellung von Mann und Frau, Hochschulbildung,
Kulturförderang, Kranken- und Arbeitslosenversicherung, Arbeitszeit
und Arbeitsbeschaffung, Radioaktivität und Abgabe von Jodtabletten an
die Bevölkerung, Militärstrafrecht und Ordnungsbussen im Strassenverkehr,

öffentlicher Verkehr, Wohneigentumsförderung, Radio und Fernsehen,

Doping sowie amtliche Vermessung. Drei kantonale Erlasse erhielten
die eidgenössische Genehmigung, und zwar. Die Verordnung zum bun-
desgesetz über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer des Kantons
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Appenzell I.Rh, vom 26. November 1990; die Revision der Verordnung
zum Jagdgesetz des Kantons Appenzell I.Rh, vom 13. Juni 1989; und der
Grossratsbeschluss betreffend Revision der Verordnung betreffend die
politischen Rechte vom 11. März 1991.

Beziehungen zu den Mitständen

Die Standeskommission traf sich mit den Ostschweizer Kantonsregierangen

am 21. März im Lehrerseminar Kreuzlingen zur Plenartagung.
Themen waren Verkehrsfragen und die Präsenz der Ostschweiz in den
elektronischen Medien. Betreffend Verkehr ging es um einen besseren
Anschluss der Ostschweiz an das Netz der Neuen Eisenbahn-Alpentransversale

(Neat). Dies, nachdem die Ostalpenbahn in immer weitere Ferne
gerückt ist und der Nationalrat lediglich eine «Hinwirkung auf den
Einbezug der Ostschweiz» postulierte. Verlangt wurde eine konkrete Zusage
betreffend Anschluss der Ostschweiz an die Gotthard-Achse. In Sachen

Medienpräsenz wurde eine Zurückstufung der Ostschweiz befürchtet, da
seitens der SRG Sparübungen nicht zuletzt bei den Regionalstudios angesagt

wurden. Die Regierungen warnten vor undifferenzierten Sparmassnahmen.

Gutgeheissen wurde der Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung

über Hochschulbeiträge für die Jahre 1993-1998. Der Sinn der
Vereinbarung ist, einerseits den Zugang für Studenten aus Nicht-Hochschul-
Kantonen zu den Hochschulen zu erhalten und andererseits diesen
Studenten die Gleichbehandlung durch die kantonalen Hochschulen gegenüber

den Studierenden aus den betreffenden Hochschulkantonen zu
sichern. Der Kanton hat ab 1992 pro Student 8000, ab 1993 8500 Franken zu
bezahlen. Dieser Betrag kann fortan nur um die Teuerung erhöht werden.

Landsgemeinde

Die diesjährige Landsgemeinde wurde mit grosser Spannung erwartet,
war es doch die erste mit Frauen-Beteiligung nach der Einführung des
Frauenstimmrechtes durch das Bundesgericht mit Entscheid vom 27.
November 1990. Der Ring wurde etwas vergrössert, und er war mit gut 4000
Frauen und Männern - etwa zu einem Drittel Frauen - zum Bersten voll.
Als Stimmrechtsausweis hatten die Frauen die dem Landsgemeindemandat
beigefügte Stimmkarte vorzuweisen, für die Männer galt das Seitengewehr
oder dann ebenfalls die Stimmkarte. Bereits gab es erstaunlich viele Männer,

die von dieser Neuregelung Gebrauch machten. Rekordverdächtig
war im übrigen die Zahl der Zuschauer, welche diese «historische»
Landsgemeinde nicht verpassen wollten. Und alle waren sich am Schluss einig, es

war eine der schönsten Landsgemeinden.
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